
Früher hat man gern von der Einheit von Wirtschafts- und So- 
zilpolitik gesprochen. Jetzt erleben wir diese Einheit: schlechte 
Wirtschaft, wenig soziale Errungenschaften - das ist die Wirk­
lichkeit in unserem Land und keine andere.

In den letzten Wochen wurde durch eine Diskussion um den 
sogenannten Umtauschsatz im Rahmen der Währungsunion 
viel Angst und Unsicherheit verbreitet. Natürlich treten die 
Christdemokraten für einen Umtausch der Löhne und Gehälter 
im Verhältnis von 1 :1 ein. Es geht uns um eine spürbare Erhö­
hung der Renten. Herr Gysi, und hier möchte ich deutlich auf Ih­
ren Beitrag antworten: Das, was 40 Jahre lang unseren Rentnern 
in Mark der DDR verwehrt wurde, hoffen wir, mit der Wirt­
schafts- und Währungsunion in der Bundesrepublik zu erkämp­
fen.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und SPD)

Es ist unser Ziel, in einem vereinten Deutschland stufenweise 
- allerdings auch gemessen an der Entwicklung der Produktivi­
tät der eigenen Wirtschaft - das Rentensystem und auch die Löh­
ne und Gehälter an das Niveau der Bundesrepublik Deutschland 
anzugleichen. Im wirtschaftlichen Bereich geht es uns darum, 
unbedingt ein Betriebsverfassungsgesetz vorzulegen, welches 
sichert, der Willkür frühkapitalistischer Art, wie sie gegenüber 
Arbeitern und Angestellten jetzt in so manchen Betrieben durch 
offensichtlich unbelehrbare Stalinisten praktiziert wird, ein En­
de zu bereiten.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und SPD)

Soziale Marktwirtschaft heißt, daß die Werktätigen in diesem 
Lande eine Mitbestimmung erhalten, wie es sie bisher nicht gab. 
Es entspricht unseren Aussagen im Wahlkampf, besonders auch 
unseren Bauern gegenüber, daß in der Regierungserklärung 
eindeutig festgeschrieben ist, daß die Ergebnisse der Bodenre­
form nicht in Frage gestellt werden können. Auch darum werden 
wir in den Verhandlungen mit der Bundesrepublik Deutschland 
natürlich kämpfen und auch dafür eintreten.

Wir Christdemokraten stehen zu der Forderung, alle Eigen­
tumsformen in der Land- und Forstwirtschaft gleichzustellen, 
um in Verbindung mit Übergangsbestimmungen die Wettbe­
werbsfähigkeit im Rahmen der EG wiederherzustellen.

Wettbewerb brauchen wir auch im Bereich der Presse- und 
Medienpolitik. Hier hat unser Land besonders stark gelitten. 
Zwar sind die Herren Herrmann und Schnitzler weg, aber noch 
zu oft müssen wir den Eindruck haben, daß ihre gelehrigen 
Schüler noch am Werk sind.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und SPD)

Wir aber wollen, daß von jetzt ab auch in unserem Land Unab­
hängigkeit bedeutet, wirklich unparteiisch zu sein. Bei all unse­
rer Sorge angesichts des Marktgerangels westlicher Pressemo­
nopole hier im Lande vergessen wir nicht eine weitere Altlast: 
Die alten SED-, aber auch die neuen PDS-Bezirkszeitungen ha­
ben sich in 40 Jahren ein flächendeckendes Monopol aufgebaut, 
unter anderem, um im kommunalen Bereich wirksam zu wer­
den.

(Zuruf von der PDS: Wir haben keine Bezirkszeitung.) 

Freilich.

(Heiterkeit)

Aus den Zeiten des Übergangs wird Ihnen noch der-Begriff 
SED/PDS bekannt sein, auf den habe ich eben Bezug genom­
men, da gab es noch solche Zeitungen.

(Zwischenruf von der PDS)

Wir können ja mal eine aktuelle Stunde zu den Medien realisie­
ren. Das können wir machen.

(Zwischenruf: Sehr gern, morgen schon.)

Deshalb fordern Christdemokraten eine freie, wirklich über­
parteiliche Regional- und Heimatpresse. Deshalb sind wir für 
einen freien Zugang der Kirchen zu den Medien. Wir sind für die 
parlamentarische Kontrolle der öffentlich-rechtlichen Rund­
funk- und Fernsehanstalten. Die umfassende wirksame gesell­
schaftliche Kontrolle der privaten Anbieter geht aber letztlich 
vom Markt aus. Es ist der einzelne Leser, der Hörer oder Zu­
schauer, der durch sein Verhalten bestimmt, was meinungsbil­
dend wirken kann und soll.

Verehrte Abgeordnete! Einen besonderen Stellenwert hat in 
christdemokratischer Politik die Bewahrung der Schöpfung; 
denn die Schöpfung ist etwas Einzigartiges. Sie ist uns gegeben, 
nicht um sie auszubeuten. Ich kenne aus meiner Schulzeit, Herr 
Gysi, übrigens den Vergleich zwischen Christ sein und Sozialist 
werden, entsprechende Vergleiche über die Ausbeutung der Na­
tur, auch nicht, um sie egoistisch auszunutzen, sondern um sie 
zu bewahren - für uns und die, die nach uns kommen.

Umweltschutz ist deshalb für uns keine Aufgabe neben oder 
gar unter anderem, sondern ein unbedingtes Staatsziel. Auch 
das ist für die Verhandlungen mit der Bundesrepublik Deutsch­
land für uns wichtig.

(Beifall bei CDU/DA)

Für uns sind durchgängige Umwelterziehung, Förderung um­
weltbewußten Verhaltens und gesetzliche Begrenzung von 
Schadenseinfluß wesentliche Voraussetzungen für die notwen­
dige Verringerung oder Vermeidung von Umweltbelastung.

Auf spezielle Erfordernisse gilt es kurzfristig und entschlos­
sen zu reagieren. Das bedeutet für uns Sanierung oder Stille­
gung solcher Industrieanlagen, von denen akute Gefährdung für 
Leben und Gesundheit von Menschen ausgehen. Es geht um die 
Einheit von Ökonomie und Ökologie.

Das ist für uns nicht nur eine politische Forderung, sondern 
ein durchzusetzendes moralisches und rechtliches Axiom. Des­
halb unterstützen wir alle Vorschläge und Maßnahmen, etwa zur 
Lösung des Gülleproblems der Landwirtschaft, zur Sicherung 
und Erweiterung von Natur- und Landschaftschutzgebieten und 
natürlichen Biotopen.

Bei der Bewirtschaftung der Wälder ist der ökologischen Ziel­
stellung der entscheidende Vorrang einzuräumen. Wir wollen, 
daß Umweltprobleme weder exportiert noch importiert werden 
können.

Wir orientieren auf weitgehende Erfassung und Verwertung 
von Altrohstoffen. Hier haben wir übrigens keine schlechte Aus­
gangsposition. Auch in Deutschland kann vielleicht SERO 
durchaus ein Markenzeichen später werden.

Wir sind für eine befristete Nutzung der Kernenergie bei Einhal­
tung der entsprechenden Sicherheitsanforderungen mit dem 
langfristigen Ziel des Ausstiegs zugunsten alternativer und na­
türlicher erneuerbarer Energieträger.

Verehrte Abgeordnete! Mich drängt es, ein Wort zu sagen an 
die Adresse unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger sorbischer 
Nationalität. Dieses Wort bitte ich noch zu richten.

Sie haben sich in einer bemerkenswerten Eigenständigkeit 
über viele Jahre ihre Selbständigkeit bewahren können. Nicht 
nur zu Ostern wird deutlich, daß die kirchliche und kulturelle 
Entwicklung im Land der Sorben von einmaliger und - ich füge 
hinzu - auch von bleibender Bedeutung ist.

Deshalb muß Schluß sein, daß sorbische Dörfer weggebaggert, 
devastiert werden, daß historisch gewachsene Gemeinschaften 
zerrissen, in Jahrhunderten Verwurzeltes rücksichtslos gerodet 
und einer verfehlten Energiepolitik zum Opfer fallen wird.

(Beifall aller Fraktionen)

Wir denken bei der Gestaltung der deutschen Einheit auch an die

79


